
Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 

Drucksache 10/220 
30.06.83 

Sachgebiet 55 

Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Bericht über die mit den Ländern vereinbarte Zusammenarbeit bei der 
Auswahl der Einsatzbereiche im Zivildienst und über eine verstärkte 
Beteiligung der Länder an der Bereitstellung neuer Zivildienstplätze 

Die Bundesregierung teilt die der Entschließung 
des Deutschen Bundestages vom 17. Dezember 1982 
zugrundeliegende Auffassung, daß der Erfolg des 
Gesetzes zur Neuordnung des Rechts der Kriegs-
dienstverweigerung und des Zivildienstes nicht zu-
letzt davon abhängt, daß in den nächsten Jahren 
eine ausreichende Anzahl von geeigneten Zivil-
dienstplätzen zur Verfügung steht. Sie ist ebenfalls 
der Ansicht, daß die Länder sie bei der Bereitsstel-
lung der nach ihrer Planung bis Ende 1985 benötig-
ten zusätzlichen 28 000 Zivildienstplätze wirksam 
unterstützen können. Das gilt auch für die Erschlie-
ßung neuer Einsatzbereiche. 

Die Bundesregierung begrüßt daher auch den Be-
schluß des Bundesrates vom 4. Februar 1983, der 
sich gleichfalls für eine solche Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Ländern ausspricht. 

Der für die Durchführung des Zivildienstes feder-
führend zuständige Bundesminister für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit hat am 25. Mai 1983 mit den 
Vertretern der in Betracht kommenden Länder 
(d. h. ohne das Land Berlin) über die zukünftige 
Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Zivildienstes 
hinsichtlich Umfang und Verfahren Übereinstim-
mung erzielt. Dabei zeigte sich, daß sämtliche Län-
der unabhängig von ihrem grundsätzlichen Urteil 
über das Neuordnungsgesetz bereit sind, auf den in 
den Entschließungen der gesetzgebenden Körper-
schaften angesprochenen Gebieten mit dem Bund 
zusammenzuarbeiten. 

Mit den Vertretern der Länder wurde vereinbart, 
daß von der Bildung eines neuen Bund-Länder-Gre-
miums Abstand genommen werden soll. Statt des-
sen sollen regelmäßige Besprechungen stattfinden, 
zu denen der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit bis auf weiteres zunächst zweimal 
jährlich einladen wird. Weitere Besprechungen sol-
len nach Bedarf auf Wunsch der Länder oder des 
Bundes stattfinden. Die Leitung der Besprechungen 
soll beim Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit liegen. Die Länder werden diesem mit-
teilen, welches Landesministerium bzw. welche Se-
natsverwaltung für den Zivildienst zuständig ist 
und einen Beamten als ständigen Ansprechpartner 
für unmittelbare Kontakte mit dem Bund benen-
nen. Für die Erschließung neuer Einsatzbereiche 
wird sich das Bedürfnis ergeben, Vertreter auch an-
derer Ressorts als des für den Zivildienst Zuständi-
gen zu den Besprechungen als Experten hinzuzu-
ziehen. 

Die Vertreter der Länder haben grundsätzlich zuge-
stimmt, daß der Bedarf an zusätzlichen Zivildienst-
plätzen auf die Länder nach einem noch festzuset-
zenden Schlüssel aufgeteilt wird, ohne daß damit 
die Länder die Verantwortung für die Beschaffung 
der benötigten neuen Zivildienstplätze in diesem 
Umfange übernehmen. Die Schlüsselzahlen sollen 
der Planung und der Erfolgskontrolle dienen und zu 
einer gleichmäßigen Streuung der Zivildienstplätze 
über das Bundesgebiet beitragen. 

Zugeleitet mit Schreiben des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit — 223 — 77 207 — vom 28. Juni 1983 gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
17. Dezember 1982 — Drucksache 9/2293. 
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Die Länder beabsichtigen, in der nächsten Zeit mit 
den Landesverbänden (Ligen) der freien Wohl-
fahrtspflege über die Beschaffung neuer Zivil-
dienstplätze Besprechungen zu führen und inner-
halb der unmittelbaren Landesverwaltung die Mög-
lichkeiten zur Schaffung neuer Plätze zu prüfen. Sie 
unterstützen damit die auf der Ebene der Bundes-
verbände auf das gleiche Ziel gerichteten Bemü-
hungen der Bundesregierung. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge

-

sundheit wird die Länder ihrem Wunsche entspre

-

chend auch über andere wichtige Entwicklungen im 
Zivildienst laufend unterrichten und diese auf den 
vereinbarten Besprechungen zur Erörterung stel-
len. 

Die Erschließung des neuen Einsatzbereiches des 
Landschaftsschutzes und der Landschaftspflege 
soll von entsprechenden Anregungen und Angebo-
ten der Länder abhängen, von denen einige bereits 
in der Vergangenheit die Einbeziehung dieses Be-
reiches in den Zivildienst vorgeschlagen hatten. 


